
rmationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

Sffonsive für mehr Arbeitsplätze 

CDU-I 
Jetzt einstellen 
Ve hlner 9emeinsamen Beschäftigungsofffensi- 
schdle CDU Unternehmer und Gewerk- 
Koh   en au*9eru*en- Bundeskanzler Helmut 

nl sagte auf der konstituierenden Sitzung 
s auf dem 33. Bundesparteitag in Essen 

iet ?ewän,ten Präsidiums der CDU, es komme 
Sph darauf an> daß der »wirtschaftliche Auf- 
cbwung den Arbeitsmarkt nicht nur stabili- 

tia   ' So.ndern auch zu deutlich mehr Beschaf- 
fung führt". Es sei notwendig, mehr Bewe- 

j*Un9 in den Arbeitsmarkt zu bringen. 

Bundesregierung habe dazu die Voraussetzun- 
fri 1 9escnaffen: Vorruhestand und Teilzeitarbeit, be- 
Qpi e Arbeitsverträge und vernünftige Sozialplanre- 
^ Ur>gen, Rückkehrhilfen für Ausländer und ein mo- 
NP neS ^rbeitszeitgesetz seien konkrete Schritte, um 

Einstellungen zu ermöglichen. 
Y  Qr) dr'ngenden Appell richtete Helmut Kohl an die 

stund 
arteien, gemeinsam für einen Abbau der Über- 

eilen 
en zu sorgen. Der Bundeskanzler sagte: „Ein- 

niuß Vorrang vor Überstunden haben, das ist 
Ta feitra9 zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit." Die 

"Parteien hätten eine besondere Verantwortung, 
le auch gegenüber den arbeitslosen Arbeitneh- 

mern und ihren Familien. 
(Fortsetzung Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Nur mit anhaltendem Wachstum, stabilen 
Preisen und soliden Staatsfinanzen sind 
die entscheidenden Grundlagen für neue 
dauerhafte Arbeitsplätze herzustellen. 
Das CDU-Präsidium stellte einmütig fest, 
daß die erste Etappe der wirtschaftlichen 
Gesundung geschafft sei und daß jetzt die 
Zahl der Beschäftigten wieder zunehmen 
werde. In bestimmten Branchen und Re- 
gionen zeige sich dies schon ganz deut- 
lich. „Das sind ermutigende Zeichen", 
sagte Helmut Kohl, „sie beweisen, daß wir 
auf dem richtigen Weg sind." 
Mit Bedauern stellte das Präsidium fest, 
daß dieser Aufschwung am größten deut- 
schen Bundesland, an Nordrhein-Westfa- 
len, vorbeigehe. Das sei die Folge der Un- 
fähigkeit der sozialdemokratischen Regie- 
rung unter Führung von Rau. Sie verfolge 
weiterhin stur jene Politik, die 1981 zur 
Ablösung der SPD-Bundesregierung ge- 
führt habe. Durch hemmungsloses Schul- 
denmachen, durch sträfliche Versäumnis- 
se in der Förderung moderner, zukunftssi- 
cherer Industrien habe Nordrhein-Westfa- 
len mit die höchste Arbeitslosenquote. Je- 
der dritte Arbeitslose lebt heute in Nord- 
rhein-Westfalen. Rau, so das Präsidium, 
nehme durch seine Politik den Menschen 
an Rhein und Ruhr die Hoffnung. 
Das CDU-Präsidium ist der Auffassung, 
daß nur ein Wechsel in der Regierung 
durch die Wahl am 12. Mai den Menschen 
in NRW eine bessere Zukunft bringen 
kann. Allein eine CDU-geführte Regierung 
mit Bernhad Worms an der Spitze wird in 
der Lage sein, für Nordrhein-Westfalen 
den Anschluß an die wirtschaftliche Ent- 
wicklung von großen Teilen der Bundesre- 
publik Deutschland zu finden. Nur mit der 
CDU wird es in Nordrhein-Westfalen den 
Aufschwung geben, den wir brauchen, um 
auch in NRW neue, dauerhafte Arbeits- 
plätze zu schaffen. 
Das Präsidium fordert die Wähler auf, sich 

nicht durch sozialdemagogische Angstpa 
rolen der SPD beirren zu lassen, sonder 
am 12. Mai der CDU ihre Stimmen zu ge' 
ben. 

Die Rente muß beitragsbezogen 
bleiben 
Das Präsidium der CDU war übereinstim- 
mend der Auffassung, daß die gegenwa' 
tig in der Öffentlichkeit diskutierten vo - 
schlage für eine Veränderung des Rente 
systems   durch   Einführung   einer  sog 
nannten  Grundrente im Widerspruch   _ 
der   Regierungserklärung   des   Bun de 
kanzlers vom Mai 1983 steht. Für die CD 
ist diese Erklärung nach wie vor verbir> 
lieh. In ihr heißt es: „Die Rente muß b®' 
tragsbezogen bleiben. Die Renten solle 
sich wie die verfügbaren Einkommen 
Arbeitnehmer entwickeln. Der Bundesz 
schuß muß auf eine verläßliche Grundlag 
gestellt werden." 

Verärgerung über 
Demonstration beim 
Kanzler-Besuch in Bethel 
Der   CDU-Bundestagsabgeordnete   L'^ 
hat sich bei den Verantwortlichen der 
delschwinghschen Anstalten daruber

Run- 
schwert, daß sie beim Besuch des B 
deskanzlers nicht für einen  geordne

At), 
Programmablauf gesorgt hätten. Der A 
geordnete zeigte sich unter anderem e 

pört darüber, daß Zivildienstleistende 
Anwesenheit des Bundeskanzlers die 
tionalhymne mit dem Text gesungen 
ten: „Kriegsdienst, Kriegsdienst uber

der 

les, bis die Welt zusammenfällt." Link. 
Mitarbeiter der Anstalten in Bethel u 

Mitglied des evangelischen Ordens Dia 
nieanstalt Nazareth in Bethel ist, ve'V 
die Ansicht, daß die  Demonstration J 
gendlicher   Helfer   beim   Kanzlerbesu 
dem  Ansehen der Anstalten  geschah 
habe. 
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GESETZESABBAU 

^eniger Bürokratie - 
m°hr Freiheit für die Bürger 
d6sre\

De2ember 1984 hat die Bun- 

^echt9erUn9 den ersten Berjchtzu 
chUn 

s"Und Verwaltungsvereinfa- 

schenh^frabschiedet- Diese Zwi- 
ngt T 2ur Entbürokratisierung 
9e WerHSende Verwal*ungsvorgän- 
V°fsch • ein9esPart, Hunderte von 
^    Giften ersatzlos gestrichen. 

Bundesregierung  will  die  Bürger W>n 
VSch . überflüssigen bürokratischen 
ler Heim befreien- Dazu Bundeskanz- 
rNarv,U* Kohl in der Regierungserklä- 
^ arTl 4. Mai 1983: 

^atli^6'*.     und     Überzeugungskraft ^llichpn u wuei«uyungsKran 
taat tuT   Mandelr,s wachsen, wenn der 

^ hat 

arauf verzichtet, zu viele Bereiche Leb verz|cntet, zu viele Bereiche 
•' hat ri°S ZU regeln- ln der Vergangen- 

kn s'ch n 
Staat im Übermaß Aufgaben 

b°ten E
9ez°9en. Umkehr ist dringend ge- 

v*rejnfar
s
h
miJß uns gelingen, das Recht zu 

*U beseiti  " -nd überre9|ementierungen 

D*r   Seh dranQ H    ankenlose    Reglementierungs- 
SBK" Qer SPD hatto •», a,n<sr a..* . ^~ 

'und Ven 
Spezialist 
standen ; 

'°rrw ?. Baunormen und 1700 weitere 

s^en J
1" SPD hatte zu einer Flut von Ge- 

J°ch s 
nd Verordnungen geführt, die nur 

0 Gntst    alisten überschauen konnten. 
S eAnden 2um Beispiel 215 Bauricht- 

Sch[jft
fUr die Bauindustrie. Die Steuer- 

ruck«0-.en urr|fassen inzwischen 23000 
\ B

6lten- 

S6shaibn
i
desregierun9   Helmut   Kohl   hat 

%a|tu^nverzüglich mit der Rechts- und 
Jed    9svereinfachung begonnen: 

Bundesministerium   prüft   die 

Vereinfachungsmöglichkeiten in seinem 
Zuständigkeitsbereich. 
• Alle Entwürfe von Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften werden in jedem Sta- 
dium unter Anlegung strenger Maßstäbe 
auf ihre Notwendigkeit hin überprüft. 

• Der unmittelbare Kontakt der Bundes- 
verwaltungen zum Bürger soll verbessert 
werden. 

• Die unabhängige Kommission für 
Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 
beim Bundesminister des Innern unter 
Vorsitz des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs Horst Waffenschmidt begleitet 
und unterstützt diese Bemühungen und 
macht eigene Vorschläge. 

Erfolgreiche Zwischenbilanz 
Der jetzt vorgelegte erste Bericht der 
Bundesregierung zur Rechts- und Verwal- 
tungsvereinfachung enthält 144 Entbüro- 
kratisierungsvorhaben. Sie reichen von 
Entlastungen in der Statistik über die Ver- 
einfachung von Genehmigungsverfahren, 
Nachweisen und Bescheinigungen, über 
die Beseitigung überflüssiger Vorschriften 
bis zu Vorschlägen für einfachere Vor- 
drucke und eine verständliche Verwal- 
tungssprache. 

Folgende Maßnahmen sind bereits ein- 
geleitet worden: 

Beseitigung von überflüssigen 
Vorschriften 

Vorschriften, die zum Beispiel durch Zeit- 
ablauf oder durch die Änderung der zu- 
grundegelegten  Verhältnisse   überflüssig 
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geworden sind, sollen aufgehoben wer- 
den. Dies trägt dazu bei, die Unübersicht- 
lichkeit des Rechts abzubauen. 

Ein Schwerpunkt liegt dabei in der Verein- 
fachung des Baurechts. Von dieser „Ent- 
rümpelung" erwartet die Bundesregierung 
eine Signalwirkung zur Entbürokratisie- 
rung auch in anderen Bereichen. Mehr als 
ein Drittel der heute geltenden Bauvor- 
schriften soll gestrichen werden. Über- 
prüft und soweit wie möglich abgebaut 
werden soll auch die Zahl der Normen und 
technischen Regeln, die den Spielraum 
von Bauherren und Architekten einengen 
und Neuerungen erschweren. Allein im 
Baubereich gibt es gegenwärtig rund 
1300 Normen (DIN), die etwa 11000 
Druckseiten füllen. Nur wenn dieses Dik- 
kicht erheblich gelichtet wird, können die 
Planungsdauer für den Bauherrn und die 
Prüfdauer von Bauanträgen deutlich ver- 
ringert werden. Ohne die Sicherheit zu be- 
einträchtigen, wird dadurch das Bauen bil- 
liger. 

Noch 1985 will das Bundeskabinett den 
Entwurf eines neuen Baugesetzbuches 
beschließen. Damit wird das Städtebau- 
recht auf die Gegenwarts- und Zukunfts- 
aufgaben des Städtebaus ausgerichtet. 
Unter anderem soll die Handhabung der 
Bauleitplanung durch die Gemeinden er- 
leichtert und die Bestandskraft der Bau- 
leitpläne erhöht werden. Die Vorschriften, 
nach denen die Baugenehmigungen erteilt 
werden, sollen so gefaßt werden, daß sie 
in Übereinstimmung mit einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung das Bauen 
erleichtern. 

Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf 
zur Vereinfachung des Wohnungsrechts 
vor, daß die gesetzlichen Bindungen bei 
Eigenheimen und Eigentumswohnungen 
wegfallen, für die öffentliche Mittel abge- 
löst worden sind oder noch abgelöst wer- 
den. Dadurch können bei den Wohnungs- 

ais 
bauförderungsämtern   sofort   mehr 
500000 Akten geschlossen werden. 

Zusammenfassung von 
Rechtsvorschriften A 

I Infflll-  Un 

Die Vorschriften der Renten-, um« ^ 
Krankenversicherung, das soziae

ht zur 
schädigungsrecht sowie das Re° ^. 
Eingliederung Behinderter und d® ja|- 
beitsförderungsrecht sollen in das 
gesetzbuch eingeordnet werden. 

Vereinheitlichung von 
Verwaltungsverfahren und 
Prozeßordnungen eP 

46 Gesetze und 23 Rechtsverordnu^. 
enthalten zur Zeit verwaltungsverta ^e 

rechtliche Sondervorschriften, dl® inen 
zwingende Gründe von dem a^iair^- 
Verfahrensrecht des Bundes abW® rße- 
Sie sollen in einem „Ersten Gesetz nS- 
reinigung    des    Verwaltungsverta eP 

rechts" sowie in mehreren Fachge 0 
aufgehoben oder angepaßt w«5r ß0rd' 
dem Entwurf einer Verwaltungspr° ^ 
nung sollen sechs besondere Pr ejp 
setze mit rund 650 Vorschriften du ^ 
Gesetz mit rund 190 Vorschriften 
werden. 

Abbau von Auskunftspflichten 

Mit der inzwischen in Kraft ge r wer- 
Verordnung zur Statistikbereinigu^^ 
den Befragungen zu zahlreichen |tener 
ken ausgesetzt, gekürzt oder ^ 
durchgeführt. Tausende, insbe ^ 
kleine und mittlere Unternehmen tet. 
dadurch von Auskunftspflichten e

nCje 
Unter anderem wird künftig auf 
Angaben verzichtet: ^ 
• die   monatliche,   vierteljährlichen 
jährliche Textilstatistik; entlastet 
2300 Unternehmen, .      ^ 
• die  Durchführung  der Mate^werf

ß; 

Wareneingangserhebung im Baug 
entlastet werden 10000 Unternem 
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die 
traqsh   7°nat,lche   Erfassung   des   Auf- 
hJ.D !Standes im Bergbau und im verar- 

Gewerbe;   entlastet   werden 3o£nTen   «• 
^Unternehmen, 
förde? Statistiken uber die Personenbe- 

un9   im   Straßenverkehr;   entlastet 
-~w vjiiiernenmen, 

,e jährliche Erhebung bei Unterneh- 

erden 2500 Unternehmen, 
^ d' 

GastJrr   Handelsvermittlung   und   des 
1°000 ii ngewerbes; entlastet werden 
llJna,lnl:nternehmen der Handelsvermitt- 
tengewprK°°° Untemehmen des Gaststät- 

Sah, 

9ewerbes, 

fließenriErfaSSUng der Einrichtungen des 
wen   und   ruhenden   Verkehrs   im 

2äh|Un
n der Handels- und Gaststätten- 

Aü^L-,,9;  entlastet werden  rund 400000 

Ve 

'chw2l9Ungsverfahren'Abbau von 

^hlrej 

^nftspfiichtige. 

QÄfhUng VOn 
Nachwm

!
lgun9sverfahren, Abbau vc 

2ah|r 
we,sen und Bescheinigungen 

den a^6 Genehmigungsverfahren wer- 
durCk x9ebaut oder vereinfacht. So soll 
lieh auf derung des Milchgesetzes jähr- 
Abgab.

eine Vielzahl von Erlaubnissen zur 
Werden

e .Von verpackter Milch verzichtet 
fördern' Werkfernverkehr soll das Be- 
llen- ri

n9sbescheinigungsverfahren ent- 
Jahr We ch fallen 1000° Verfahren pro 
Das  im 
ren fuJnmissionsschutzrechtliche Verfah- 
Wird w 9enehmigungsbedürftige Anlagen 
ste||er !

Sentlich  erleichtert.  Der Antrag- 
irYlrnissirfnn fÜr seine Anlage künft'9 die 

9ung   '0nsschutzrechtliche       Genehmi- 
^asser      die Genehmigung nach dem 
arurage

recht in demselben Verfahren be- 

wChtaufFührungszeugni 
>ch sse 

^inho|Unen Ver2icht auf die regelmäßige 
der E^ 9 von Führungszeugnissen bei 
rUrid 1 2 K

Un9 Von Führerscheinen werden 
*er>trair Mllli°nen Anfragen beim Bundes- 

ämter entbehrlich. 

Abbau von Ausbildungs- und 
Beschäftigungshemmnissen 
Durch die Novellierung der bislang starren 
Arbeitszeitvorschriften des Jugendar- 
beitsschutzgesetzes soll eine praxisnähe- 
re Ausbildung und Beschäftigung für Ju- 
gendliche erreicht werden. Ziel der Ände- 
rung des Schwerbehindertengesetzes ist 
es, die Einstellungs- und Beschäftigungs- 
chancen der Schwerbehinderten im Ar- 
beitsleben durch den Abbau von wirkli- 
chen und vermeintlichen Beschäftigungs- 
hemmnissen zu erhöhen. 

Abbau von Hemmnissen bei 
Existenzgründungen 

Das Gesetz zur Änderung gewerberechtli- 
cher Vorschriften sieht unter anderem Er- 
leichterungen für das Reisegewerbe vor; 
so ist die Reisegewerbekarte für unterhal- 
tende Tätigkeiten nur noch für Betriebsin- 
haber erforderlich, nicht mehr für mitrei- 
sende Arbeitnehmer. Dies ist wichtig für 
rund 10000 Schaustellerbetriebe mit etwa 
30000 Beschäftigten. 

Abbau von Kontrollen 

Mit der Änderung des Fleischbeschauge- 
setzes sollen Grenzkontrollen entfallen. 
Die Änderung des Eichgesetzes soll zu 
Erleichterungen insbesondere auch durch 
Befreiungen von der Eichpflicht führen. 
Für die laufende Überprüfung von Contai- 
nern soll ein vereinfachtes Verfahren ein- 
geführt werden. 

Übersichtliche Vordrucke, 
verständliche Sprache 

Es wurden Empfehlungen zur formalen 
und inhaltlichen Gestaltung von Vordruk- 
ken für die öffentliche Verwaltung erarbei- 
tet. Formulare sollen übersichtlicher wer- 
den, und die Verwaltungssprache soll ver- 
ständlicher werden. Dazu wurden Empfeh- 
lungen gegeben, die in den Verwaltungen 
bereits großes Interesse gefunden haben. 
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25000 Exemplare davon gingen allein an 
Bundesbehörden. 

Verbesserung des Verhältnisses von 
Bürger und Verwaltung 
Es wurde ein Katalog von Kriterien erar- 
beitet, nach dem die Behörden ihre Ar- 
beitsabläufe selbst überprüfen können, 
um das Verhältnis zum Bürger zu verbes- 
sern. Mit zusätzlichen methodischen Hil- 
fen kann der Kriterienkatalog ohne 
Schwierigkeit in den Behörden eingeführt 
werden. 

Prüfung neuer Gesetze 
und Vorschriften auf Notwendigkeit, 
Wirksamkeit und Verständlichkeit 

Eine der wichtigsten Aufgaben der 
Rechts- und Verwaltungsvereinfachung ist 
die Prüfung neuer Gesetze und Vorschrif- 
ten auf ihre Notwendigkeit, Wirksamkeit 
und Verständlichkeit. Alle Entwürfe der 
Bundesministerien und Bundesbehörden 
zu Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
werden daher künftig in jedem Stadium 
unter Anlegung strenger Maßstäbe nach 
diesen Gesichtspunkten untersucht. Un- 
ter anderem soll gefragt werden: 
• Muß überhaupt etwas geschehen? 

• Was soll erreicht werden? 
• Woher kommen die Forderungen; wel- 
che Begründungen werden genannt? 
• Wie ist demgegenüber die gegenwärti- 
ge Sach- und Rechtslage? 
• Welche Mängel sind festgestellt wor- 
den? 
• Welche Entwicklungen, zum Beispiel in 
Wirtschaftswissenschaft, Technik und 
Rechtsprechung, stehen mit dem Problem 
in einem besonderen Zusammenhang? 
• Wie hoch ist die Zahl der Betroffenen 
und der zu lösenden praktischen Fälle? 
• Was geschieht, wenn nichts ge- 
schieht? Wird sich das Problem voraus- 
sichtlich verschärfen, unverändert bleiben, 

sich durch Zeitablauf oder durch Selbstre 
gulierung ohne staatliche Einwirkung 
sen, mit welchen Folgen? 

• Welche Alternativen gibt es? 
• Muß der Bund handeln? 
• Muß ein Gesetz gemacht werden? 

• Muß jetzt gehandelt werden? 
• Ist der Regelungsumfang erforderlic  • 

• Kann die ins Detail gehende Re9e ü 

durch   eine   allgemeinere   Fassung 
schränkt werden? .. kt 

• Kann  die   Geltungsdauer  beschrän 
werden? 
• Ist die Regelung bürgernah und 
ständlich-? 
• Ist die Regelung durchführbar?        ^ 

• Stehen Kosten und Nutzen in elpe 

angemessenen Verhältnis? 
.    ceinen 

Jeder   Bundesminister   stellt   fur  3       , 
Verantwortungsbereich die entspre 
den Überprüfungen sicher. 

Entbürokratisierung: 
Herausforderung an alle - 
Die Beispiele zeigen, daß die Re9,e ^o0 

Helmut Kohl mit der Entrümpelunfl ht 

Verfahren und Vorschriften Ernst , 
und ihre Maßnahmen zur Entbürokra ßi 

rung Schritt für Schritt verwirklicht. fl 

werden auch die über tausend Vorsc ^ 
berücksichtigt, die der Kommissio s, 
Bürgern, Verbänden und von den Bu 
ländern zugegangen sind. 

Entbürokratisierung läßt sich nicht i ^ 
nem großen Wurf erledigen. Dafür si ^, 
Aufgaben des modernen Rechts- u ^ ^ 
zialstaates zu vielschichtig. Recn   ^53- 
Verwaltungsvereinfachung ist ein ^Q. 
mes Geschäft in kleinen Schritten. V t; 

gierung Helmut Kohl hat Zeichen ge ^ 
niemand wird sich mehr der Dynarrii „ 
ses wichtigen Ziels „Entbürokratisie 

entziehen können. 
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GESUNDHEITSWESEN 

Blüms 10-Punkte-Programm sind die 
tckwerte eines neuen Konzeptes 
sunHur konzertierten Aktion im Ge- 
1985 •   ,tswesen sind am 27- März 

runn Ln Bonn bei den Beratungen der 
sen r? Vertreter von Krankenkas- 
Dart Gesundheitsberufen, Sozial- 
J^nern sowie Fachleuten des Bun- 
fü    Und der Länder Möglichkeiten 
gren Ue Maßnahmen zur Kostenbe- 
KrantUng der weiter gestiegenen 
9ew    nkassenausgaben sichtbar 
Blümrden" Bundesarbeitsminister 
suhHuUmrjß Gr"ndsätze für ein ge- 
gram    tspo,itisches Gesamtpro- 
Von • K' mit dem eine Finanzlücke 
demv     drei Mi,liarden Mark aus 

Weit     r'anr und ein zu erwartender 
*We-|er Feh,bedarf in den nächsten 

ei Jahren gedeckt werden sollen. 

|y|ln|ster Blüm erklärte, daß sich auf- 
riß a

9'!und der wirtschaftlichen Orientie- 
tiv ydaten '85 die Arbeitsentgelte der ak- 
erhKursicherten voraussichtlich um 3,5% 
'n°hen werden. 

den
S

k
wird". so der Arbeitsminister, „bei 

durch nkenkassen — die Einnahmen 

ner 
die Krankenversicherung der Rent- 

en-e.!nberecnnet — voraussichtlich mit 
ehe ^rd' Dl^ Mehreinnahmen zu Bu- 
Bejtr

SChlagen- Aus den Erhöhungen der 
einna

a^Ssatze ergeben sich weitere Mehr- 
ahftr en von rLjnd 2,2 Mrd. DM. Da 1985 

m,t dem  unterschiedlichen  Niveau 
aber 
de Qer P' —*"•>    ui iici aoi iieunoi iei i    Niveau 
am plr\nanrnen und Ausgaben beginnt, ist 

.    ende des Jahres seihst dann Pin Dpfi- 2it VQ'~C des Jahres selbst dann ein Defi- 
Au^l1 Mrd- DM zu erwarten, wenn das öyabenv" 

ndlohn« 

Konsequenz für das Jahr 1985 lautet: 

enwachstum Qrurtrti        achstum    im    R 

Die V, onnentwicklung bleibt. 
Rahmen    der 

Die 

— Mit dem zu erwartenden Beitragsauf- 
kommen können die Krankenkassen nur 
zurechtkommen, wenn die Ausgabenver- 
änderung unter dem Grundlohnzuwachs 
bleibt. 
— Von dem gegenwärtigen Niveau der 
Beitragssätze kommen wir nur dann wie- 
der herunter, wenn die Steigerung der 
Ausgaben sowohl 1985 als auch 1986 
deutlich unter dem Grundlohnzuwachs 
bleibt. 
Viele Lösungsvorschläge, die ich bislang 
gehört habe, lassen diese Solidarität ver- 
missen. Aus ihnen spricht das St.-Flo- 
rians-Prinzip. Ursachen für Probleme wer- 
den nur bei den anderen gesucht. 

Steigende Arztzahlen sind kein Alibi für 
.konzertierte Gegenaktionen', wie wir sie 
in den letzten Wochen beobachten konn- 
ten. Wenn sich Zahnärzte und Kranken- 
kassen den .Schwarzen Peter' gegensei- 
tig zuschieben, wird allenfalls das Klima 
weiter belastet. Auch die Aktionen eines 
großen Ärzteverbandes in den letzten Ta- 
gen waren kein Beitrag zur Klimapflege. 

Die Krankenkassen müssen sich fragen 
lassen, wie sie die Konkurrenz untereinan- 
der zur Kostensenkung einsetzen können. 

Auch der Vorschlag, die Renten-Kranken- 
versicherung abzukoppeln, ist wenig hilf- 
reich. Er verkennt das Solidarprinzip und 
den Generationenvertrag, von dem die ge- 
samte Sozialversicherung lebt: 
— Wer heute Rentner ist, hat früher als 
aktiver Beitragszahler die höheren Krank- 
heitskosten der damaligen Rentner mitge- 
tragen. Deshalb haben die Rentner von 
heute einen berechtigten Anspruch, Mit- 
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glied der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung zu bleiben. 
— Die Krankenkassenbeiträge werden 
nach der wirtschaftlichen Leistungsfähig- 
keit des einzelnen Mitglieds erhoben und 
nicht nach dessen Gesundheitsrisiko. Ri- 
sikozuschläge für Rentner kann es des- 
halb in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung ebenso wenig geben wie für Kranke 
oder für kinderreiche Versicherte. Für eine 
stärkere finanzielle Beteiligung der Ren- 
tenversicherung oder der Steuerzahler se- 
he ich deshalb keine Rechtfertigung." 
Der für ihn gangbare Weg sei: 
Kooperation von Selbstverwaltung und 
Gesetzgeber. Kooperation auf der Grund- 
lage eines gesundheitspolitischen Ge- 
samtkonzepts. 
„Selbstverwaltung und Gesetzgeber ver-, 
ständigen sich auf ein kurz- und mittelfri- 
stig zu realisierendes Gesamtkonzept. 
Beide Seiten stimmen die erforderlichen 
Maßnahmen miteinander ab. Das Motto 
lautet: Arbeitsteilung zwischen Selbstver- 
waltung und Gesetzgeber. 
Die Selbstverwaltung muß bereit und in 
der Lage sein, einen Teil der anstehenden 
Probleme selbst in die Hand zu nehmen 
und Lösungen anzubieten. Trotz mancher 
Mißtöne gibt es auch einige durchaus 
hoffnungsvolle Signale aus dem Vorfeld 
der Sitzung. 
Aber ich muß erkennen, daß die Selbst- 
verwaltung und die konzertierte Aktion ei- 
nen anderen Teil der Probleme nicht allei- 
ne lösen kann. Dies mag zum Teil an der 
Unfähigkeit der Beteiligten liegen, zu 
Kompromissen zu kommen. Zum anderen 
Teil an Rahmenbedingungen, die wir än- 
dern müssen. 
Nicht in allen Bereichen sind die Rahme'n- 
bedingungen so gesetzt, daß die Selbst- 
verwaltung die gesundheitspolitischen 
und ökonomischen Herausforderungen al- 
leine bewältigen könnte. 
Das gilt z. B. für das Problem der Überka- 
pazitäten durch steigende Arztzahlen, die 
Unzulänglichkeiten der ärztlichen Ausbil- 

dung und - z.B. im Pflegesatzrecht -- 
auch für den stationären Sektor. Dort., w 
die Leistungsfähigkeit und Wirtschaftnc^ 
keit   unseres   Gesundheitswesens  nie 
durch   die  Selbstverwaltung  allein  9e 

chert werden kann, wird der GesetzgeD 
gefordert. 
Der Gesetzgeber wird dieser Verantwor 
tung gerecht werden; er wird handeln, 
bei wird er sich vom Grundsatz der SU 
diarität leiten lassen. Er wird sich aut 
Hilfestellung    beschränken.    Kurzatm 9^ 
Eingriffe und Überraschungsangriffe | 
dabei nicht gefragt. Erforderlich sind 
tigkeit  und  Berechenbarkeit  staatlicn 
Handelns. u 

Nur so ist das Vertrauen der Beteiligt" 
gewinnen.' Ein  Klima des  gegenseitigI 
Mißtrauens wäre Gift für die Bewältig" a 
der notwendigen Sparmaßnahmen. 
Was wir brauchen, ist mehr Klarheit u 
medizinische Entwicklungen und ihre 
sten, über gesundheitspolitische Prl° 
ten und Wirtschaftlichkeitsreserven. 
Dazu   braucht  unser  Gesundheitswese^ 
ein Gesamtkonzept, gestützt auf die 
reitschaft von Selbstverwaltung und   ^ 
setzgeber zur Zusammenarbeit. B'es   jt, 
fordert von allen  Beteiligten die Be^eP 

schaft,  ihren  Beitrag  zu  einem  s0'gtei- 
Gesamtkonzept einzubringen. Alle B     „ 
ligten müssen auch zu Opfern bereit s 

Grundzüge eines 
gesundheitspolitischen 
Gesamtkonzepts f 
Ein solches Gesamtkonzept, gestütz   ^.^ 
die notwendige Fortsetzung einer P    . 
der Beitragssatzstabilität in der 9eS   on 
chen   Krankenversicherung,   könnte 
folgenden 10 Grundsätzen ausgehen- 

1. Wir brauchen gemeinsame 
gesundheitspolitische Ziele 
Höhe und Zuwachs der Gesundheitsau^ 
gaben müssen künftig verstärkt au 
medizinische und wirtschaftliche No ^ ät- 
digkeit überprüft werden. Die Beitrag 
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*e 
^ng 

'n der gesetzlichen Krankenversiche- 

auch bed Stabil Zu halten- Dazu bedarf es 
Vernri„

S
1
Serer quantitativer und qualitati- 

^nabh      erUngen- 
AüftraQn3'9e Sachverständige könnten im 
Sundhet konzertierten Aktion die ge- 
sieren ifPolitischen Entwicklungen analy- 
2ie||en' p nter Berücksichtigung der finan- 
VorhaJrntwick|ung der GKV könnten sie 
aufspürne Wirtschaftlichkeitsreserven 
Abbau ®n- So können Prioritäten für den 
stehenn Yersorgungsdefiziten und be- 
den.       n Überkapazitäten deutlich wer- 

Qesundhri!ät und Subs'diarität im 
6r9än2e    tswesen müssen einander 

Jas Gr0unHriSChe Risikoausgleich bleibt 
k nversirhPnnzip der gesetzlichen Kran- 
än9iq ' herun9- Jeder Bürger muß unab- 

Ndiae      seinem Einkommen die not- 
alten M9KSUndheitliche Versorgung er- 

Juß 2ul;.
eben das Prinzip der Solidarität 

?übsidiarv 9 verstarkt das Pr'nz'P der 
c?r rnich u treten- Diese Prinzipien sind 
^bsjdj   ;.

eine Gegensätze. Ich verstehe 
Parität i als Gliederungsprinzip der 

J>n cfi      bin für die Vorfahrt der klei- 
esUndh eiten- Das bedeutet für unser 

^ D.ncJheitswesen: 

uhßn KranLbStVerwaltung in der gesetzli- 
chen,        nversicherung muß gestärkt 

lSt a|s SoSetZliche  Krankenversicherung 
?Sundhp?arsicherun9 auf die sozial- und 
Nen, 

sp0,itjsch    notwendigen    Lei- 
£ d6rn *" beschränken, 

l ertraapn Slnd nur dort Auf9aben zu 
?>r,dhT/ Wo die Selbstverwaltung die 

icht    ^Politischen   Ziele    nicht   er- 
3D 

iu^era^Undheitsbewußtsein und 
S Qeg^rtung der Bürger für 
;erden     dheit müssen gestärkt 

v die Ln*^n wir 
Sundheitserziehung verbessern, 

die in der Familie beginnt und in der Schu- 
le fortgesetzt wird, 
— die Bevölkerung aufklären über Ge- 
sundheitsgefahren und Krankheitsursa- 
chen; Belastungen durch Umwelt, Ar- 
beitsplatz, Streßgefahren, Bewegungsar- 
mut, Fehlernährung und Suchtgefahren 
müssen erkannt und bekämpft werden, 
— das Grundwissen des Bürgers über ei- 
ne gesundheitserhaltende und gesund- 
heitsfördernde Lebensweise durch ergän- 
zende Angebote der Gesundheitsbildung 
erweitern. 

Bundesregierung und Selbstverwaltung 
von Ärzten und Krankenkassen sollten da- 
zu ein geschlossenes Konzept zur Ge- 
sundheitserziehung, gesundheitlichen 
Aufklärung und Gesundheitsberatung vor- 
legen. 

Eine freiheitliche Gesundheitspolitik 
braucht die aktive Mithilfe der Bürger für 
ihre Gesundheit. 

4. Strukturmängel im 
Sachleistungsprinzip müssen 
beseitigt werden 

Das jetzige Sachleistungsprinzip der GKV 
enthält für Leistungserbringer und Lei- 
stungsempfänger Anreize zu unwirtschaft- 
lichem Verhalten. 
Wir brauchen auf beiden Seiten verbes- 
serte Steuerungsinstrumente, die diese 
Anreize beseitigen. 
Auf der Seite der Leistungserbringer sind 
auch Überkapazitäten für den Ausgaben- 
anstieg verantwortlich. Dies gilt 
— vor allem für die kassenärztliche Ver- 
sorgung und die Heilhilfsberufe, 
— den Krankenhausbereich und 
— den Arzneimittelbereich. 
Diese Überkapazitäten müssen abgebaut 
werden. 

5. Bei steigenden Arztzahlen muß 
die Qualität der ärztlichen 
Versorgung gesichert werden 
Dabei sind folgende Maßnahmen zu erwä- 
gen: 
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— Universitäten sollten Studenten nur in 
dem Umfang aufnehmen, wie diese quali- 
tativ gut ausgebildet werden können. Hier- 
zu brauchen wir entsprechende Kapazi- 
tätsverordnungen. Die Prüfungsbedingun- 
gen müssen den hohen Qualifikationsan- 
forderungen an Mediziner gerecht wer- 
den. 
— Die allgemeinärztliche Versorgung 
muß gestärkt werden. 
— Vergütungsregelungen mit bedarfs- 
steuernder Wirkung sollten vereinbart 
werden. 
— Die Selbstverwaltung der Krankenkas- 
sen und Kassenärzte sollte bei der Nie- 
derlassung auf eine gleichmäßigere Ver- 
sorgung hinwirken und einer Überversor- 
gung gegensteuern können. 
— Neue Praxisformen sollten gefördert 
werden. 

6. Wir brauchen mehr Leistungs- und 
Kostentransparenz 
Größere Transparenz ermöglicht gesund- 
heitspolitisch vernünftiges und gesamt- 
wirtschaftlich verantwortliches Handeln im 
Gesundheitswesen. Dies ist nur möglich, 
wenn Versicherte, Leistungserbringer, 
Krankenkassen und Gesundheitspolitiker 
die medizinischen und ökonomischen 
Auswirkungen ihrer Entscheidungen ken- 
nen. 

7. Wir sollten nach verstärkten 
Möglichkeiten des Preiswettbewerbs 
Ausschau halten 
In der Sozialen Marktwirtschaft ist der 
Preis der Anreiz für wirtschaftliches Han- 
deln. Im Gesundheitswesen mit seinen 
Besonderheiten können wir nicht zu einer 
reinen marktwirtschaftlichen Steuerung 
übergehen. Preiswettbewerb kann aber 
dort verstärkt eingesetzt werden, wo er 
nicht mit gesundheits- und sozialpoliti- 
schen Nachteilen verbunden ist. 

8. Möglichkeiten der ..,- 
Selbstbeteiligung sollten sorgtan » 
geprüft werden ,|. 
In der Selbstbeteiligungsdiskussion 
ten wir drei Faustregeln beachten:        ^ 
— Wir müssen einen steuerun?nahflie 

erzielen. Die sparsame 'nansprucn ggt 
von Gesundheitsleistungen muß any 
werden. jtJsCh 
— Regelungen    müssen    sozialp° ^. 
unbedenklich sein und dürfen kein 
schleppung von Krankheiten förde   -^ 
— Umgehungen    und    Kompensa^g. 
müssen ausgeschlossen sein, o   |jcnen 
teiligung darf nicht zu einer zusa bringer 

Einnahmequelle für die Leistungser 
werden. 
9. Der Gestaltungsspielraum für 

Krankenkassen muß erweitert 
werden nbe' 
Wir sollten durch verbesserte Bah^r Qr 
dingungen den Krankenkassen m   ^^ 
staltungsspielräume eröffnen. l-)'eS   stfe^' 
lerdings nicht zu kostentreibendem   füfr 
bewerb zwischen den Krankenkas ^ ^ 
ren. Experimentierklauseln sollten      ^ 
Krankenkassen   ermöglichen,  ne     prä' 
stungsformen — etwa im Bereicn      ^in- 
vention oder zur Verbesserung 
schaftlichkeit — zu erproben. 
10. Die Arbeitsmedizin muß .d'cund 
Bekämpfung der Gesundhejts- 
Unfallgefahren am Arbeitsplan 
ständig verbessern yve'tef 

Dazu gehören die kontinuierliche       y 
entwicklung   des   innerbetrieb]^    ^ 
beitsschutzes   und   der   arbeits 
sehen Vorsorgeuntersuchungen-     jtsrn«' 

Die ärztliche Qualifikation der Ar ^ 
diziner muß angehoben werden, n *! 
Belastungen in einer sich wände" ^ ,n 
beitswelt rechtzeitig zu erkenne t e 
nen entgegenzuwirken. Dabei * hen0e 

darauf an, die Arbeit durch meiöa|jCr> * 
rechte Gestaltung soweit wie/"» ^ 
die Bedürfnisse der Arbeitnenm 
passen. 
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.MUSTERBRIEF AN DIE LANDWIRTE 

u'e Union mußte handeln 
u»d die Weichen richtig stellen 
sehr

deutscne Landwirtschaft hat ein 
brach*Chweres Jahr hinter slch ge" 
le: an H  oran das ,as'wissen wir al" 
stanri 

den hohen Interventionsbe- 
EUr   

e.n> der bedrohlichen Lage der 
dem rtalscnen Gemeinschaft und 
Diev   utscnen Währungsausgleich. 
fe|J?2 der Bundesregierung getrof- 
Land "

aßnahmen haben bei den 
9eiö 7'rten erneDlicne Unruhe aus- 
sehe,    Der Vorsitzende der rheini- 
NF)w

nfDU und Spitzenkandidat in 
*'ein    ernhard Worms, hat in einem 
le  

gruPpenbrief die Gründe darge- 
Z\iJ ^a/um die Bundesregierung 
rnen |ei1 einschneidende Maßnah- 
^ein    ffen muß*e- Wegen der allge- 
ryn 

en Bedeutung dieser Ausfüh- 
rst?" nacnfo|gend die ungekürzte 

5Ur>9 dieses Zielgruppenbriefes: 

vjf    
Ausgangslage   hat  die  unionsge- 

antWor+rte Bundesre9'erun9 nicnt zu ver- 
^ie ?»?en- Aber s'e mußte handeln pichen stellen.    Bei 

und 
garantierten 

tion b
en War das Problem der Überproduk- 

re9u|i ' der ^'lcn nur durch eine Mengen- 
Sr2e 

erun9 zu lösen. Die Alternative einer 
?ent .9erPreissenkung von 15 bis 20 Pro- 

^nsr Jahre 1984 hätte einen Einkom- 
Wirkt liCk9an9 von 45 bis 60 Prozent be- 
ui6 

as War fur die Un'on indiskutabel, 
^türr K ^men9engarantieverordnung hat 
rUng'C in ihrer Anfangsphase Durchfüh- 
bra^h

Probleme und Unruhe mit sich ge- 
tan, ü ' ie Bundesregierung hat viel ge- 
nfer, den Bauern bei der Umstellung zu 

Noch bestehende Probleme kön- 

nen nach der Abrechnung des ersten 
Milchwirtschaftsjahres ausgeräumt wer- 
den. 

Bundespolitisch sind in der Agrarpolitik ei- 
nige Erfolge aufzuweisen, die ich hier nur 
kurz erwähnen möchte: 

• Die CDU hat die landwirtschaftliche 
Vorsteuerpauschale ab Juli 1984 um 5 
Prozent heruntergesetzt. Dies gilt bis zum 
31. Dezember 1988. Ab dann beträgt die 
Erhöhung 3 Prozent, und zwar bis zum 31. 
Dezember 1991. Das Volumen dieses 
Steuerprogramms beträgt 18,4 Milliarden 
DM, die ausschließlich der deutschen 
Landwirtschaft zugute kommen. 

• Die CDU hat die Mittel für die Gemein- 
schaftsaufgabe um 200 Mio. DM auf 1,3 
Milliarden DM erhöht. 

• Die CDU hat die Förderung in benach- 
teiligten Gebieten verbessert, indem sie 
die Förderbeträge auf bis zu 240 DM je ha 
angehoben, die förderfähigen Gebiete von 
1,5 Mio. ha auf 4 Mio. ha ausgedehnt und 
die Fördermittel von 65 um 125 Mio. DM 
auf 190 Mio. DM aufgestockt hat. 
• Die CDU hat die Milchrente mit rund 
1 Milliarde DM beschlossen. 
• Die CDU hat die Zuschüsse für die Be- 
rufsgenossenschaft um 120 Mio. DM auf 
400 Mio. DM angehoben, obwohl die SPD 
bis 1987 einen völligen Abbau vorsah. 

• Die CDU hat den Zuschuß zur landwirt- 
schaftlichen Alterskasse um 110 Mio. DM 
heraufgesetzt, alles zugunsten kleinerer 
und mittlerer bäuerlicher Familienbetriebe 
bis 30000 DM Wirtschaftswert. 
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• Die CDU hat ein bundesweites Agrar- 
kreditprogramm eingeführt. 
Sie sehen, daß wir die Probleme anpacken 
und bewältigen. Wenn ich hier ausführlich 
auf bundespolitische Aspekte eingegan- 
gen bin, so war dies deswegen notwen- 
dig, weil die Agrarpolitik stark vom Bund 
geprägt wird. 
Was tut die Landesregierung? Nach die- 
ther Deneke und Otto Bäumer versucht 
nun schon der dritte Landwirtschaftsmini- 
ster in dieser Legislaturperiode, Klaus 
Matthiesen, sein Glück. Doch der empfin- 
det sich mehr als Umweltminister, als daß 
er die berechtigten Interessen der Bauern 
vertritt. Ich denke hier an das Umweltpro- 
gramm des Herrn Matthiesen und frage, 
wie er sich eigentlich die Entschädigung 
einer von Umwelt- und Naturschutzaufla- 
gen eingeschränkten Landwirtschaft vor- 
stellt. 
Es ist sehr verdächtig, daß einerseits sehr 
konkrete, auch das Eigentum betreffende 
Vorschriften formuliert und verlangt wer- 
den, auf der anderen Seite aber die Vor- 
schläge über notwendige Nutzungsent- 
schädigungen mehr als vage sind. Dies 
wird die CDU nicht hinnehmen. 
Der landespolitische Rahmen ist in der 
Agrarpolitik sehr eng gesteckt. Dennoch 
möchte ich Ihnen versichern, daß sich die 
nordrhein-westfälische CDU mit aller Kraft 
dafür einsetzt, die bäuerlichen Familienbe- 
triebe zu erhalten und zu sichern. Das er- 
reichen wir so: 
• Die CDU fordert im Gegensatz zur 
SPD eine eindeutige Entschädigungsrege- 
lung für alle Bauern, die durch umweltpoli- 
tische Auflagen wirtschaftliche Einbußen 
hinzunehmen haben. 
• Die CDU wird den Gülle-Erlaß der SPD 
ändern. Insbesondere kleinere Landwirt- 
schaftsbetriebe, die nicht genügend Flä- 
che zur Verfügung haben und auf eine in- 
tensive Tierhaltung zur Existenzsicherung 
angewiesen sind, erhalten wesentlich stär- 

kere Landesmittel zum Bau von Güllea 

gerbehältern. 
• Die CDU fördert eine bessere Lebens- 
qualität im ländlichen Raum. In naher 
kunft wird das öffentliche Nahverken 
netz  ausgebaut.  Wir erreichen  so 
günstigere  Verkehrsanbindung  anlie9

Kin. 
der Zentren. Wir werden den Bau von r^._ 
dergärten  und Jugendzentren  im ,a 

chen Raum verstärkt fördern. 
• Die CDU lehnt die wirtschaftliche Fe ^ 
entwicklung vom bäuerlichen Familie 
trieb zu Agrarfabriken entschieden ab- 
erreichen dies am besten durch au 
wählte steuerliche Maßnahmen, wie 
zelbetriebliche   Förderung,  Garantiem 
genregelung, die Sozialpolitik sowie 
Bodenrecht, insbesondere die bea^S

hen 
tigte    Reform    des    landwirtschaft"c 

Pachtrechtes. 
• Die CDU wird das von der SPD ab^ 
lehnte landeseigene Agrarkreditprogra

der 

durchsetzen. Denn es dient vor allem 
Existenzsicherung jüngerer Landwirte- 

Die CDU war immer die Partei der B*ü0g 
und wird dies auch in Zukunft sein. 

Bahr nennt die Auffassung Y? 
Ex-Kanzler Schmidt „töricht ^ 
Als „töricht" hat der SPD-Abrüstung5^ 
perte Egon Bahr laut der Zeitung » , 
Welt" die von dem ehemaligen Bu ne 

kanzler Helmut Schmidt (SPD) vert2ittel- 
Auffassung, daß es im Bereich de(Qber\e' 
Streckenraketen eine sowjetische 
genheit gebe, bezeichnet. 

Berichtigung zu UiD 10/11 19ß5   ^ 
In der Wiedergabe der Rede von W 
Luster (EVP) auf dem 33. Bundespan ^ 
in Essen hat sich ein sinnentstei ^j|g 

Fehler eingeschlichen. Auf Seite 4 .      n 

12, rechte Spalte, muß es natürlich n 
... Es gilt den europäischen Recht 
auszubauen (nicht abzubauen) • • 
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•WIRTSCHAFT 

•fo-lnstitut erwartet kräftiges Wachstum 
'e deutsche Industrie beurteilt nicht nur die wirtschaftliche Entwicklung 1985 po- 

1 lv, sondern sieht auch den kommenden fünf Jahren mit Zuversicht entgegen. 
Ies ist das Ergebnis einer Umfrage des Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung, 
unchen, bei Großunternehmen. Wichtigste Konjunkturstütze wird vorerst der 
*Port bleiben. Im kommenden Jahr werden Inlands- und Auslandsumsatz mit 

I Pr°zent aber dieselbe Wachstumsrate erreichen. Kräftige Zuwächse im ln- 
nds- und Auslandsgeschäft erwarten vor allem die Investitionsgüterhersteller. 
rr>eblich nach oben revidiert wurden die Investitionspläne für 1985. Die Planun- 

9er> der Unternehmen sehen eine Aufstockung um 17 (Vorjahr acht) Prozent vor. 
as Ifo-Institut leitet aus der Umfrage auch eine Zunahme der Beschäftigtenzah- 
n ab. Die Umsatz- und Produktionserwartungen bis 1989 haben sich seit der 
Tzten Befragung 1984 deutlich verbessert. 

azu erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tl0ri Matthias Wissmann: 

le aufwärtsgerichtete konjunkturelle Grundtendenz wird sich in den nächsten 
°chen und Monaten auch am Arbeitsmarkt bemerkbar machen. Der im letzten 
uartal des Vorjahres zu verzeichnende leichte Anstieg der Beschäftigtenzahlen 
r_d sich nach dem Auslaufen der Wetterbelastungen zu Beginn dieses Jahres 
'ter fortsetzen. Die Chancen für einen saisonbereinigten Rückgang der Ar- 

schSl0Senzah,en im weiteren Jahresverlauf sind vor dem Hintergrund der wirt- 
naftlichen Gesamtkonstellationen günstig. 

lasches Rotes Kreuz nicht 
D 

a©n Wahlkampf einbeziehen 
de^ijfutscne R°te Kreuz ist zutiefst von 
2iaid Und Weise betroffen-in der die So- 
£eit 

em°kratische Partei Deutschlands ein 
Öoth

n9sinterview  des   DRK-Präsidenten, 
*iaiD°i z zu Sayn_Witt9enstein. zur so- 
des , schen Situation in den Wahlkampf 
sieht ndes Nordrnein_Westfa,en einbe- 
teien 

mit wird den bisher von allen Par- 
ten k

resPekt'erten Grundsätzen des Ro- 
öeut    

euzes   Schaden   zugefügt.   Dem 

chem
SCQen Roten Kreuz als uberParteili- f*hrt<5 Spit2enverband  der Freien Wohl- 

Durchf",e9e Wird auf diese Weise die 

Sc^vy Unrung     seines     Auftrages     er- 
Von ^rt- überall und jederzeit auf die Not 

Menschen aufmerksam zu machen 

und zu helfen. Auch in früheren Jahren, in 
denen andere Parteien die Regierung bil- 
deten, gab das DRK ähnliche Hinweise auf 
die soziale Situation in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, ohne daß diese in Wahl- 
kämpfen verwendet wurden. 

Die SPD hat die im Hinblick auf das Inter- 
view gegebene Zusage ihres Pressespre- 
chers vomn 10. April 1985: „Wir wollen 
den DRK-Präsidenten nicht über Gebühr 
in Anspruch nehmen", leider nicht einge- 
halten. Das DRK empfindet es als keinen 
guten politischen Stil, daß seine Kenntnis- 
se über die Notlage vieler Mitbürger als 
Wahlkampfthema mißbraucht werden! 

Das Deutsche Rote Kreuz bittet erneut al- 
le Parteien, seinen neutralen Status zu re- 
spektieren. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Flugblätter für Frühjahrsaktionen 
Frühjahrszeit ist Aktionszeit: Zur Vertei- 
lung bei Straßenaktionen, in Hausbriefkä- 
sten und bei politischen Veranstaltungen 
aller Art bietet die Abteilung Öffentlich- 
keitsarbeit aktuelle Flugblätter zu folgen- 
den Themen an: 
— Die Renten sind sicher 
— Die Luft wird sauberer 
— Der Aufschwung läuft 
Die Flugblätter stellen auf der Vorderseite 
knapp und präzise die Erfolge der Regie- 
rung Helmut Kohl dar. Auf der Rückseite 
finden sich detaillierte Fakten. 

Die Luft wird 
saubere" 
Das haben wir        *""-^ 

in nur zwei Jahren für unsere Umweh erreicht: 

Unsere Vorschriften zur Reinhaltung der Luft 
sind die schärfsten in der Europäischen Gemein 
schaft Damit sind wir Vorreiter in Europa. 

Wir haben das umweltfreundliche Auto einge- 
führt Damit sind wir Vorreiter in Europa. 

Wir treffen Vereinbarungen mit unseren Nach- 
barn in Ost und West für gemeinsamen 
Umweltschutz. Auch da sind wir Vorreiter in 

Gesunde Umwelt. C«JLrC# 
Nur mit uns! H £S* 

Mt undtrei 

Landschaft und Boden. 

Gesunde Umwelt. 
Nur mit uns! 

Flugblatt 
Die Luft wird sauberer 
Mindestabnahme: 500 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 15,- 
Bestell Nr.: 1651 

DM 

Grundausstattung für Kreisverbände: 
1 000 Stück pro Flugblatt. 

Achtung, NRW! 
Für den Landtagswahlkampf erhalten die 
Kreisverbände in NRW eine Grundaussta 
tung von 3000 Stück pro Flugblatt. 

Das Flugblatt „Der Aufschwung läuft" jjP 
es zusätzlich zur Bundesausgabe auch 
einer Fassung für NRW, die sich mit o 
Versagen der dortigen SPD-Landesreg" 
rung offensiv auseinandersetzt. 

Die Renten sind 
sicher 

Die Renten 
steigen 

.'uf 

weiter. Darauf 
können sich unsere Rentner verfassen. 

Wir haben die Inflation gestoppt. 
Das zahlt sich vor allem für unsere 
Rentner aus. 

Wir haben die Rentenkassen solide 
finanziert Jetzt können unsere Rentner 
aufatmen. 

mf 

Die Renten sind 
sicher. Nur mit uns! 

CDU 
H 

Die Renten sind 
sicher. Nur mit uns! 

cpu 

Flugblatt 
Die Renten sind sicher 
Mindestabnahme: 500 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 15,— DM 
Bestell-Nr.: 1652 
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DerAufschwun 

Unsere        S»^*-.— 

SS5 *?% tw/te*+J%- Sc/l*fft und sichert Arbeitsplätze. 

**» und sichert Arbeitsplätze. 

>as sind di 
eweise: 

**oS U^Hme!,men investieren 
Das    PKhr:+10% 

SChafft u"d sichert Arbeitsplätze. fj " """ s"*ert Arbeitsplan 
20ej?h^^ndstabilwieseit 

WVAiton 

Hfr heben den ScMdeniim 

So viele neue Lehnteten gi 
es noch im -1914 über 73 t 

r Jeru«e«en"oroiifopfie 

<&n der Wirtschaft 
ygwcben. 
»inuwohten d« SPD- 
1 wir heraus Die win- 
chst wieder. Die Exporte 
u Dos and die besten 
zuncjen für neue und 
beitspJOfce jetzt genr es 

Arbeitsmatkt voran 

Unsere SS^SÄ—— 
H*ft«Mr »tf«^ 
wächst 1985 kräftig weiter.- +-J'/.. 
0as scAaÄ)' und sichert Arbeitsplätze. 
Unser Export legt um /'/, zu. 
Das schafft und sichert Arbeitsplätze. 

Unsere Unternehmen investieren 
wieder mehr:+10%. 
Das schafft und sichert Arbeitsplätze. 

Unsere Preise sind stabil wie seit 
20Jahren nicht mehr. 
Davon haben alle etwas. 

Aufschwung für alle: 
Nur mit uns! 

Mi^es!!KhWUn9 läu» 
S      b:ahme:5°0Expl. 
i5-DM      d6Stabnahme: 

68te,|-Nr, 1653 

Aufschwung für alle: 
Nur mit uns! 

CDU 

CDU 
H 

Nachbestellungen: 
IS-Versandzentrum, 
Postfach 1328, 
4804 Versmold 

Flugblatt 
Der Aufschwung läuft 
Ausgabe NRW 
Mindestabnahme: 500 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 
15,— DM 
Bestell-Nr.: 11654 

Aü'<er! enS neUer Landesvorsitzender in Oldenburg 
Sl2? ar" 5eUriandesParteitag in Oldenburg 
C2H« S£ynen Wochenende der 

Os aus Eingeordnete Man,red 

Cr? Vorsit2eSStellm,t 175 Stimmen zum 
*rl0ldenburo J" des CDU-Landesverban- 
2S« 0 • wfreWah,t- Auf den Europaabge- 
8S&T Münch aus Lohn*-der 

8rb
- •ntfliK d,a

B
8 Amt des Vorsitzenden 

Ö6r 
n,elen 135 Stimmen. 

%1 Qlupr,h9
a

e
tt
Landesvorsit2ende Minister Ger- 

^T^Z«T20jähriger Amtszeit nicht 
C°rsit*enden ? WUrde einstimmi9 zum Eh- 
W nbUr9 9ewäh?te% CDU-Landesverbandes 
C des CDU. Um Ehrenvorstandsmit- 
*h der p>VLandesverbandes Oldenburg 
S^T- h- c K, !'tag neben Bundesminister 
CtS seit arK*  Schmucker. der dieses Amt 

Ör u v°rstanrw. "  innehat-  das  Grun" errTiann ~f mit9'ied der Oldenburger CDU 
ferner aus Spreda. 

Bei der Wahl der drei stellvertretenden CDU- 
Landesvorsitzenden erhielt Dr. Münch 272 
Stimmen, der Bundestagsabgeordnete Erich 
Maaß aus Wilhelmshaven 255 und der Land- 
tagsabgeordnete Manfred Hüniken aus dem 
Ammerland 205 Stimmen. Die weiteren Mitglie- 
der des CDU-Landesvorstandes sind Schatz- 
meister Heinrich Enneking sowie die Beisitzer 
Hans-Gerd Buschmann, Westerstede; Walter 
Löwe, Delmenhorst; Joachim Wiesensee, Els- 
fleth; Karlheinz Baker, Varel; Eva-Maria Kors, 
Vechta; Klaus van Dollen, Oldenburg; Maria 
Schmücker, Löningen; Enno Thümler, Hude; 
Paul Böckmann, Cloppenburg, und Werner 
Broll, MdB, Oldenburg. 

Vor rund 4000 Gästen in der vollbesetzten We- 
ser-Ems-Halle war der Bundeskanzler dann 
Hauptredner auf der öffentlichen Abschluß- 
kundgebung des Parteitages. 
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ZITAT 

Lehren 
Zu Thomas Dehlers Zeiten waren es die 
Sonntagsreden, die Kanzler Adenauer die 
Zornesröte ins Gesicht trieben. Und Kanzler 
Schmidt konnte ein Lied davon singen, was 
Politikergeschwätz immer dann anrichtete, 
wenn die Bonner Politik in die Ferien ging. 
Bis heute ist das „Sommertheater" sprich- 
wörtlich geblieben. Jetzt fiel in den Medien 
die Anspielung „Ostertheater" — wohl als 
Warnung an Kanzler Kohl, die bitteren Erfah- 
rungen seines Vorgängers nicht in den Wind 
zu schlagen. 
Stets handelt es sich um dasselbe mediale 
Phänomen: Die Politik macht Pause, der 
Kanzler ist weit, aber die Medien füllen Tag 
und Tag Zeitungsspalten und Sendezeiten 
— da ist für mundfertige Politiker die Verlok- 
kung unwiderstehlich, statt Tatsachen Re- 
den anzubieten, um von sich reden zu ma- 
chen. Als wären die Medien der Stammtisch 
der Nation. 
Wirtschaftsminister Bangemann war so frei, 
öffentlich einen Fehler einzugestehen. Ihm 
blieb auch gar nichts anderes übrig. Denn 
sowohl die Kanzlerpartei als auch seine eige- 
ne Partei haben seinen Vorschlag für die 

Rentenstrukturreform mit einer FeSj*mftun9 
aus der gemeinsamen Regierungse      be\. 

- Rente mg, Jf 

i 

daß der FDP-Vorsitzende Bange .„ 

vom Tisch gewischt: uie new*    i/eüaU 

tragsbezogen bleiben. Damit ist die     ^e 
staai 

läge des alten Gedankens an eme*°t "09 
Grundrente   für jedermann   erledig^^ 
sein, daß der f-UH-Vorsitzenue *£•• -   wou 
sich selbst und seine Partei profilier ^z$ 

-also au6* 
te. In Wirklichkeit hat er sich, dem_^h $ 

machte 
eil* 

<ande; 

und den Koalitionsparteien 
FDP — Schaden zugefügt. 

Verteidigungsminister Wörner 
nicht ganz so schlimme, gleichwoni ^ 
nehme Erfahrung. Justament in o tun ;j 
pause geriet er nicht ohne eigenes 0 
mißgünstige Schlagzeilen, mit der r * #* 
auch sachliche Richtigstellungen ". fü' 
Projekt eines Früherkennungssysi u p 
die Luftabwehr den Schaden kaum.jnmai elü

H, 
parieren konnten. Da hatte wieder e uCfu 
Minister die Öffentlichkeit sehnen** p0* 
als das Ohr seines Kanzlers.. • War gj(]0 
der SPD Gelegenheit zu verscharre ^^i 
mehr den Fanfarenstoß „Rücktritt 
len lassen zu können? „Qfge< 

Der Kanzler vertraut darauf, daß d& /t/ tjr 
— Medien hin, Medien her - sen       ^ 
terscheiden   wissen,    ob   er   9 ^\$0 
schlechte Politik macht... In Je°„ tertheat 

te er Vorsorge treffen, daß dem u5 . 
nicht ein Sommertheater folgt-       Aprji 1» 

tlichDfV 

UiD 

Union in Deutschland — Informationsdienst der Christiic    c||. A 
tischen  Union  Deutschlands.  Für den  Inhalt verantwo      41 H 
König, Konrad-Adenauer-Haus, 5300 Bonn, Telefon (02 m      ße i g, 
Nr. * 54411 #. Verlag: Union Betriebs GmbH, Argelanae       ^c 
«•   Bonn,   Telefon   (02 28)   22 10 81.   Vertrieb:   Teie      tjoh^ 

"   rhard  LUf'   ßu* 
7 504 152   y!; 

5300 
5 44-3 04. 

Telefon 
Verlagsleitung: 

22 10 81. 
Uwe   Lüthje,   Eber 

Konto-Nr. Bankverbindung:    Sparkasse    Bonn,    Konto-Nr.    ' .^"3701°°A: 

380 500 00), Postscheckkonto Köln, Nr. 2214 31-502  BU   ^   prU 
Ahnnnomontcnroic   iährlirh   AR —    fJM     FinzelDreiS   1 .^U 
Abonnementspreis jährlich 48, 
WA-Druck, Düsseldorf. 


